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genfer Abkommen uber den Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten

systematische Rechtsammlung (SR)
genfer Abkommen IV - SR 0.518.51
im Recht der Vertrage - SR 0.111

Art. 1

Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, das vorliegende Abkommen unter allen Umstanden
einzuhalten und seine Einhaltung durchzusetzen.

Art. 152

Das vorliegende Abkommen soll sobald als méglich ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden
sollen in Bern hinterlegt werden.

Uber die Hinterlegung jeder Ratifikationsurkunde soll ein_Protokoll aufgenommen werden. Von
diesem soll eine beglaubigte Abschrift durch den Schweizerischen Bundesrat allen Machten
zugestellt werden, in _deren Namen das Abkommen unterzeichnet oder der Beitritt erklart
worden ist.

Art. 153

Das vorliegende Abkommen tritt sechs Monate nach Hinterlegung von mindestens zwei
Ratifikationsurkunden in Kraft.

Spéterhin tritt es fir jede Hohe Vertragspartei sechs Monate nach Hinterlegung ihrer
Ratifikationsurkunde in Kraft.

Art. 154

In den Beziehungen zwischen Mdchten, die durch das Haager Abkommen betreffend die Gesetze
und Gebrauche des Landkrieges gebunden sind, handle es sich um das vom 29. Juli 189914 oder das
vom 18. Oktober 190715, und die am vorliegenden Abkommen teilnehmen, erganzt dieses die
Abschnitte 11 und 111 des den erwéhnten Haager Abkommen beigefligten Reglements.




Art. 155

Vom Zeitpunkt seines Inkrafttretens an steht das vorliegende Abkommen auch jeder Macht
zum Beitritt offen, in deren Namen es nicht unterzeichnet worden ist.

Art. 156

Der Beitritt soll dem Schweizerischen Bundesrat schriftlich mitgeteilt werden und wird sechs
Monate nach dem Zeitpunkt, an dem ihm die Mitteilung zugegangen ist, wirksam.

Der Schweizerische Bundesrat soll die Beitritte allen Machten zur Kenntnis bringen, in deren
Namen das Abkommen unterzeichnet oder der Beitritt erklart worden ist.

Art. 157

Die in den Artikeln 2 und 3 vorgesehenen Situationen verleihen den vor oder nach Beginn der
Feindseligkeiten oder der Besetzung hinterlegten Ratifikationsurkunden und abgegebenen
Beitrittserklarungen von den am_Konflikt beteiligten Parteien sofortige  Wirkung. Der
Schweizerische Bundesrat soll Ratifikationen oder Beitritte der am Konflikt beteiligten Parteien auf
dem schnellsten Wege bekanntgeben.

Art. 158

Jeder Hohen Vertragspartei steht es frei, das vorliegende Abkommen zu kiindigen.
Die Kindigung ist dem Schweizerischen Bundesrat schriftlich anzuzeigen, der sie den Regierungen
aller Hohen Vertragsparteien bekannt gibt.

Die Kundigung wird ein Jahr nach ihrer Anzeige an den Schweizerischen Bundesrat wirksam._Die
angezeigte Kindigung bleibt jedoch, wenn die kindigende Macht in einen Konflikt verwickelt
ist, solange unwirksam, als der Friede nicht geschlossen wurde und auf alle Falle solange, als die
Aktionen nicht abgeschlossen sind, die mit der Freilassung, Heimschaffung und
Wiederansiedlung der durch das vorliegende Abkommen geschiitzten Personen in
Zusammenhang stehen.

Die Kindigung gilt nur in bezug auf die kindigende Macht. Sie hat keinerlei Wirkung auf die
Verpflichtungen, welche die am Konflikt beteiligten Parteien gemall den Grundsatzen des
Volkerrechts zu erfiullen gehalten sind, wie sie sich aus den unter zivilisierten Volkern
feststehenden Gebrauchen, aus den Gesetzen der Menschlichkeit und aus den Forderungen des
offentlichen Gewissens ergeben.

Art. 159

Der Schweizerische Bundesrat wird das vorliegende Abkommen beim Sekretariat der Vereinten
Nationen eintragen lassen. Er wird das Sekretariat der Vereinten Nationen ebenfalls von allen
Ratifikationen, Beitritten und Kindigungen, die er in bezug auf das vorliegende Abkommen
erhalt, in Kenntnis setzen.




Prof. Mustafa-Selim SURMELI
ultra vires in ordre public des ius gentium flr das ius cogens
c/o Akademie Menschenrecht, Bielfeldtweq 26, [DE-21682] STADE

Tel.: 0049-4141-8609142

Bundesrat der schweizer Eidgenossenschaft
Fax.: 0049-4141-8609143

Bundesgasse 1 - Protokoll

[CH-3003] BERN

Willenserklarung: Rechtschaffung und Rechtdurchsetzung - ECHR 75520/01
Ratifizierung der genfer Abkommen I-1V und Zusatzprotokolle

Die zwingende Willenserklarung richtet sich in der Staatenverantwortlichkeit an den
Bundesrat der schweizer Eidgenossenschaft fur den Zivilschutz als Schutzmacht!

Ich bin Mustafa-Selim SURMELI und in 47 Mitgliedschuldstaaten des Europarates durch die
offentliche Feststellung und Bekanntmachung geméal Art. 6 im Recht der Vertrage in ECHR
75529/01 "ordre Public" legitim legislativ als Recht schaffener Mensch im Recht der Vertrage
bevorrechtigt und zitierpflichtig (Art. 19 (3) Grundrechte). Ich bin mit Meinem umfang-
reichen Wissen als Professor an der Akademie Menschenrecht als Menschenrechtler fur den
Zivilschutz mit fast 40 Jahren Erfahrung als Schutzmacht natlrlich berufen und darf
Rechtvorschriften erlassen (Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83, Art. 1 (3) ULV).

Legitimation und Legalisation von 47 Mitgliedstaaten des Europarats
Rechttitel ECHR 75529/01 - 6ffentliche Bekanntmachung in Art. 53, 59 EMRK

Im Bezug auf den volkerrechtlichen Rechttitel ECHR 75529/01 bedeutet diese Tatsache fir
die Bundesrepublik Deutschland und im Geltungsbereich der 47 Mitgliedstaaten des
Europarats im festgestellten Zusammenhang des § 245 ZPO und § 15 GVG, dafll im
Uberleitungsvertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen Mustafa-
Selim SURMELI demnach nicht verpflichtet ist, vom Rechtsbehelf der Jurisfiktion eines
Staates Gebrauch zu machen, um Recht durchzusetzen. Gemal? Art. 19 (3) Grundrecht besitze
Ich als Mediator Mustafa-Selim SURMELI einfach unmittelbares Legislativrecht, denn es gilt
Volkerrecht vor Bundes- und Landegesetzen (Art. 24 (3), 25, 95, 137 GG) zwingend
anzuwenden!

offentliche Bekanntmachung: Auszug aus dem Wortlaut — ordre public ECHR 75529/01:
https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%Ad4ische_Menschenrechtskonvention

[...] so erinnert der Gerichtshof daran, daf3 die Verfassungsbeschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht nicht
als wirksame Beschwerde im Sinne des Artikels 13 der Konvention angesehen werden kann und ein
Beschwerdefuihrer demnach nicht verpflichtet ist, von diesem Rechtsbehelf Gebrauch zu machen, auch
wenn die Sache noch anhéngig ist (Strmeli ./. Deutschland [GK], Nr. 75529/01, Rdnrn. 103-108, CEDH 2006-
...) oder bereits abgeschlossen wurde (Herbst ./. Deutschland, Nr. 20027/02, 11. Januar 2007, Rdnrn. 65-66).“ —
EGMR-Beschluf — 10/05/07: Rechtssache Skugor gegen Deutschland (Individualbeschwerde Nr. 76680/01).

Hinweis: Art. 142, 149 genfer Abkommen IV — SR 0.518.51 und UN A/RES/66/164




Tatsachen, die offensichtlich und offenkundig sind, bediirfen keines Beweises.

Durch den zwingenden Vertrag in Art. 6 im Recht der Vertrage - SR 0.111 ist die Existenz der
Schutzmacht wesentlicher Bestandteil des zwingenden Vélkerrechts im komplexen genfer
Abkommen akzeptiert, denn sonst sind alle Verfassungen der Staaten verfassungwidrig. Die
Staaten setzten in der vorrangigen Verfassungordnung die Grundrechte und Grundfreiheiten
fur das unverletzliche und unverauBerliche Menschenrecht und die unantastbare Menschen-
wirde voraus. Das zwingende Volkerrecht ist Bundesrecht und geht den innerstaatlich-
nationalen Bundes- und Landesgesetzen einfach voraus. Anders als Bundes- und Landes-
gesetze kann das zwingende Vdlkerrecht nicht mit der Verfassungsbeschwerde angefochten
werden, denn dafir ist der Gerichthof der Menschen als Schutzmacht im Recht der Vertrége
zustandig.

Ich bin von 47 Mitgliedsstaaten des Europarates volkerrechtlich festgestellter und 6ffentlich
bekannt gemachtes Menschenrechtverletzungopfer in ECHR 75529/01 wegen Stillstand der
Rechtpflege (Art. 6 und 13 EMRK), weil Rechtstaatlichkeit und eine wirksame Beschwerde
nicht moglich ist. Ich weil was Menschenrecht ist, und nur der Mensch, der im
Menschenrecht lebt und es anwendet, kann Menschenrecht im Zivilschutz machen und
Menschenrechtverletzungen in Art. 149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 im Recht der
Vertrége als Schutzmacht wirksam beenden.

Die Schweiz hat die EMRK am 28.11.1974 ratifiziert und ECHR 75529/01 ist auch fir die
Schweiz im Zusammenhang mit dem Zivilschutzabkommen giltig. Ich trete mit Eingang
Meiner Offentlichen Erklarung durch Ratifikation beim schweizer Bundesrat (Art. 145, 152,
155, genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 vorab im Wege der Dringlichkeit per Fax, Mail
oder Brief) salvatorisch mit Sofortwirkung als "Schutzmacht”, "Hohe Hand" mit den
Zivilschutzorganisationen dem genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 mit der &ffentlichen
Ratifikation bei. Es ist bestimmt, dal Mein 6ffentlicher Wille im Recht der Vertrdge des
genfer Abkommens sobald als mdglich ratifiziert werden soll. Die Ratifikationsurkunden
sollen vertragsgemal in Bern hinterlegt werden.

Die Ratifikation ist vorrangig im wiener Abkommen in Art. 11-18 Recht der Vertrage - SR
0.111 fur den Zivilschutz nicht ausdriicklich und unbedingt erforderlich, weil der zwingend-
volkerrechtliche Vertrag sieht den Eintritt seit dem 12.08.1948 im Platzhalter unbedingt, aber
unbestimmt voraus, denn es gibt keine Verjahrungsfristen im Volkerstrafrecht.

Alle Staaten akzeptieren zukinftig durch Eintritt in den Vertrag zwingend die Schutzmacht
mit ihrer Ratifikation der genfer Abkommen I-1V, denn die Schutzmacht ist wesentlicher
Bestandteil des zwingenden Volkerrechtes! Die Schutzmacht tritt im Wege der Dringlichkeit
salvatorisch gemé&R Art. 154, 157 in Verbindung mit Art. 132 - 149 genfer Abkommen 1V -
SR 0.518,51 mit sofortiger Wirkung ein und erstreckt sich vertraglich geméal Volkerstrafrecht
in der Schutzpflicht von Anfang an, damit die zwingenden Vertrdge nicht nichtig werden,
denn im Volkerstrafrecht gibt es keine Verjahrung und keine Minderung der Strafe
(12.08.1949 - Art. 146-147 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 in Verbindung mit Art. 95
UN-Charta, Art. 149 genfer Abkommen 1V - SR 0.518.41).



Rubrum, Rechtwahl, Gerichtstand und Strafbarkeit:
Verpflichtung und Rechtbestimmung des zwingenden Vertrages

Art. 1, 52 genfer Abkommen | - SR 0.518.12

Art. 1, 53 genfer Abkommen Il - SR 0.518.23

Art. 1,11, 104, 132 genfer Abkommen 111 - SR 0.518.42
Art. 1,12, 149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51

Uber die Hinterlegung jeder Ratifikationsurkunde soll ein Protokoll aufgenommen werden.
Von diesem soll eine beglaubigte Abschrift durch den schweizerischen Bundesrat allen
Méchten zugestellt werden, in deren Namen das Abkommen unterzeichnet oder der Beitritt
erklart worden ist.

Zwingende Vertrage sind unter allen Umstanden einzuhalten und die Einhaltung
durchzusetzen. Verletzungen des zwingend-humanitéren Voélkerrechts im Zivilschutz sind
melde- und anzeigepflichtig und mussen sofort beendet werden, wenn eine positive
Vertragsverletzung vorliegt. Zustandig ist gemal Art. 95 UN-Charta, Art. 95 GG der GdM
(oberstes Bundesgericht) als Schutzmacht im Zivilschutz.

Rechtvorschriften:

Art. 24 (3), 25 GG, Art. 95 UN-Charta Art. 1, 142-149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51
UN-RES 45/120, UN-RES 53/144 und/oder EU-RES 2009/ C-303/06:

Art. 47 genfer Abkommen | - SR 0.518.12
Art. 48 genfer Abkommen Il - SR 0.518.23
Art. 127 genfer Abkommen Il - SR 0.518.42
Art. 144 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51

Jeder mul3 das Volkerrecht per Verfassungrang kennen und anwenden!
Zivilschutz:

Das Zivilschutzabkommen ist unter allen Umsténden einzuhalten und seine Einhaltung
durchzusetzen.

e Die hohen Vertragsparteien verpflichten sich, in Friedens- und in Kriegszeiten den
Wortlaut des vorliegenden Abkommens in ihren Landern im weitestmdglichen
Ausmal} zu verbreiten und insbesondere sein Studium in die militarischen und wenn
moglich zivilen Ausbildungsprogramme aufzunehmen, damit die Gesamtheit der
Bevolkerung seine Grundsatze kennen lernen kann.

e Die zivilen, militérischen, polizeilichen oder andern Behdrden, die in Kriegszeiten
eine Verantwortung in Bezug auf geschitzte Personen ubernehmen, missen den
Wortlaut des Abkommens besitzen und Uber dessen Bestimmungen besonders
unterrichtet werden.



WILLENSCHUTZENTSCHLUR:

Ich trete unbedingt und unmittelbar als Schutzmacht mit dem Netzwerk Menschenrecht
(IZMR, ZEB, GdM, OM, ZMA und Derivatorganisationen) den genfer Abkommen I-1V
offentlich im Bewultsein_Meiner Verantwortung zum Wohl fir die Menschen und die
Menschheit im Schoépferbund dem zwingenden Volkerrecht fur Gerechtigkeit bei. Die
Offentliche Ratifikationsurkunde wird gemé&R dem haager Abkommen, - gemdl dem
Regulierungsakt in Art. 152-159 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 in den
SchluBbestimmungen apostilliert und zweifach dem Bundesrat zur Weiterleitung an die
vereinte Nationen zur Eintragung zugesandt.

BEGRUNDUNG der Schutzmacht im Zivilschutz:

Ich flhre in der Regel alle noch nicht beendeten und bestehenden Menschenrechtverletzungen
auf die Totalrevision der Bundesverfassung der Staaten zuriick, da Restitution zur Amnestie
immer noch nicht praktiziert wird, weil das genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 in den
Staaten und Léndern nicht eingehalten und durchgesetzt wird.

e Die Staaten oder Lander kénnen den Zivilschutz nicht machen, sondern unterliegen
dem Zivilschutz als Schutzmacht (BVerfGE).

e Nur der Wissende kann den Auftrag des Zivilschutzes zu ende bringen.

e Rechtschutzorganisationen bekommen ihre Rechtfahigkeit von den sie schaffenen
Rechttragern. Die Schutzmacht kann nur der Sein, der sich im Volkerrecht im
Uberleitungsvertrag befindet und Rechtvorschriften machen darf. Durch Rechttitel
ECHR 75529/91 bin Ich (Mustafa-Selim SURMELI) im Uberleitungsvertrag zur
Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen (Art. 142-143 genfer
Abkommen Il - SR 0.518.42, Zivilisten als unbewaffnete Kriegsgefangene)
demnach nicht verpflichtet, vom Rechtsbehelf der Jurisfiktion gemaR Art. 154 genfer
Abkommen IV - SR 0.518.51 eines Staates Gebrauch zu machen, um Recht
durchzusetzen. "... In den Beziehungen zwischen Machten, die durch das haager
Abkommen betreffend die Gesetze und Gebrauche des Landkrieges gebunden sind,
handelt es sich um das vom 29.07.1899 oder das vom 18.10.1907, und die am
vorliegenden Abkommen teilnehmen, ergénzt dieses die Abschnitte Il und Il des den
erwahnten Haager Abkommen beigefugten Reglements ...".

e Gerichtliche Entscheidungen der staatlichen Jurisfiktion sind keine Rechtvorschriften.

e Ich bin zitierpflichtig. Gemal Art. 19 (3) Grundrecht besitze Ich als Mediator
Mustafa-Selim SURMELI einfach unmittelbares Legislativrecht aus ECHR 75529/01,
denn es gilt Volkerrecht vor Bundes- und Landegesetz (Art. 24 (3), 25, 95, 137 GG)
zwingend anzuwenden! Meine juristische Person ist im Wesen Grundrecht berechtigt
und Grundrecht befugt.

e Der Zivilschutz im immateriellen Aufgabenbereich in Art. 147 genfer Abkommen IV - SR
0.518.51 unterscheidet sich von der materiellen Zivilversorgung, Zivilrettung oder Zivilwacht!



Ich ruge die standige Verletzung des zwingenden Zivilschutzabkommens in Verfassungen, da
die Verfassungen von Staaten und Ldandern nur dann Gultigkeit erfahren, wenn die
Schutzmacht vorhanden ist. Das in-Kraft-treten von Verfassungen in Staaten und Léndern
setzt unbedingt die Schutzmacht im vorrangig-zwingenden Volkerrecht fur die menschliche
Entwicklung in einem Rechtstaat voraus. Ohne Zivilschutz besteht kein Rechtstaat.

Beispiel:
* Art. 25 Grundgesetz fur die Bundesrepublik Deutschland
* Art. 193 (4) in Verbindung mit Art. 5, 190 SR 0.101 Bundesverfassung der Schweiz

*Art. 90 tirkische Verfassung
*Art. 92 - 95 Verfassung des Konigreichs der Niederlande .................

Zustand im Rechtstillstand:

Immer mehr Menschen werden Opfer von Behordenwillkir (Binnenfliichtlinge - IDP) durch
Regierungskriminalitdt von Bediensteten in den Behdrden und Regierungen ohne Aussicht
auf Klarung oder Unterlassung der Straftat im Systemstaat. In der Regel entstehen die
Probleme der Menschen nur durch die Bediensteten in den Behdrden und Regierungen selber,
wenn der Auftrag (Art. 73 UN-Charta) falsch, mangelhaft oder auch miRbréuchlich im
offentlichen Recht angewandt und der Zivilschutz nicht angewandt wird (Art. 146, 147 genfer
Abkommen IV - SR 0.518.51, Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83 - Verletzung der Staatenverant-
wortlichkeit als Verbrechen im zwingenden Vélkerrecht).

Nach den gegenwartigen Schatzungen warten allein in der Bundesrepublik Deutschland etwa
6 Millionen Menschen auf Entschédigung wegen Menschenrechtverletzungen, da Pravention
und Restitution als Inlandsterror "Regierungskriminalitat” gegen das zwingende Voélkerrecht
auslost und nicht verfolgt wird.

In einer Kettenreaktion werden dann die Grundrechte und Grundfreiheiten des Menschen
verletzt, und in Folge tritt die Menschenrechtverletzung menschenunwiirdig ein. Gegen das
Verarmungsverbot der binnenfliichtigen Menschen durch systematische Aussetzung (Prototyp
Reichsbrger) folgt die Verelendung des Menschen in Folge des 6ffentlichen Rechtraubes,
weil die wirksame Beschwerdebearbeitung zur Problemldsung tberhaupt nicht funktioniert,
wie im zwingenden VOlkerrecht in Art. 142-149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 im
Recht der Vertrége unter allen Umstédnden vorgeschrieben ist.

Deswegen gilt einfach-kategorisch Volkerrecht imperativ vor Bundes- und Landesgesetzen
anzuwenden. Um Volkerrecht anzuwenden, missen alle den Zivilschutz kennen, anwenden,
unter allen Umstanden einhalten und die Einhaltung durchsetzen, denn Dummheit kann nicht
wirksam organisiert werden, denn

Dummbheit ist der Zustand, den der Geist nicht beriihrt hat.

Gemal Volkerrecht kann sich keiner (niemand) im Fall eines Strafverfahrens auf Unwissen-
heit berufen, denn keiner kann weder sich selbst noch eine andere Vertragspartei von den
Verantwortlichkeiten befreien, die ihr selbst oder einer anderen Vertragspartei auf Grund der
Rechtverletzungen zufallen (Art. 1-3, 70, 142-149, 157 genfer Abkommen IV-SR 0.518.51).



Eine Menschenrechtverletzung kann sich kein Mensch selbst beibringen und ist nicht
anfechtbar, weil eine Menschenrechtverletzung eine Tatsache ist und diese muR3 ad-hoc
obligatorisch beendet werden. Ursache der Totalrevision der nationalen Verfassung ist die
vorsatzliche Nichtumsetzung des Zivilschutzes gegen das Recht der Vertrdge ,-pacta sunt
servanda-, im zwingenden Volkerrecht des uis cogens (Kontrahierungszwang).

Der Zivilschutz ist historisch und zukiinftig das Recht des frei werdenden Menschen:
ius gentium

Menschenrechtverletzungen als schwere Verletzungen des zwingend-humanitaren Volker-
rechtes konnen weltweit nicht geahndet und beendet werden, da die volkerrechtlichen
Verpflichtungen, Préventionen und SchutzmaBnahmen nicht eingehalten und durchgefiihrt
werden, um die schweren Verletzungen gegen die Menschenwirde und das Menschenrecht zu
verhindern, aufzuklaren und zu ahnden. Die Menschen und die Menschheit kdnnen sich ohne
den Zivilschutz als Schutzmacht nicht Gberpositiv und nicht positiv in der Erkenntnis
entwickeln.

Widerstand muf3 daher ab sofort fur jeden Zivilisten zur Pflicht werden, will er, sie oder es flr
allfallig gegenwartige oder zukiinftige Kriegsverbrechen nicht zur Mitverantwortung gezogen
werden, denn Krieg ist im zwingenden Voélkerrecht eine Privatsache. Die Bestrafung der
Menschenrechtverletzer ist notwendig, denn ohne Konsequenz keine Erkenntnis im
GeWissen. Ein Gesetz, eine Rechtsnorm eines Staates ist in ordre public nicht anzuwenden,
wenn ihre Anwendung zu einem Ergebnis fihrt, das mit wesentlichen Grundsatzen des
deutschen Rechts (Menschenrecht - Art. 1 Grundrecht) offensichtlich, -insbesondere die
Anwendung mit den fundamentalen Rechten und Freiheiten-, unvereinbar ist (Art. 3, 32, 56
UN-RES 56/83).

Bei der Verletzung des zwingenden Volkerrechtes darf sich in der Staatenverantwortlichkeit
ein Staat oder Organisation im aulervertraglichen Schuldverhdltnis nicht auf das
innerstaatliche Gesetz berufen, um die Nichterfullung der ihm nach diesem Teil obliegenden
Verpflichtungen zu rechtfertigen (Art. 6 EGBGB, Art. 3, 32, 34-38, 56 UN-RES 56/83).

Die Autoritét ist verfassungrechtlich geregelt. An der eigenen Autoritit des Staates fehlt es,
wenn an Stelle der Staatsgewalt unmittelbar ein Ubergeordnetes Recht eintritt und der
Verwaltungsweg wegen fehlender Gerichtsbarkeit schlechthin innerstaatlich, wie in Art. 95
UN-Charta in Verbindung mit Art. 149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 im 6ffentlichen
Recht, Art. 6 EGBGB sowie Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83, ausgeschlossen ist.

Die Staaten sind durch den Uberleitungsvertrag im Zivilschutz durch Art. 95 UN-Charta
gehindert die Rechtvorschriften im zwingenden Volkerrecht auch nur inzidenter fir
rechtwidrig zu erklaren, da die Staaten das Abkommen durch eine volkerrechtlich
verbindliche Erklarung eines zuvor durch Unterzeichnung abgeschlossenen vélkerrechtlichen
Vertrages durch die Vertragsparteien diplomatisch obligatorisch bestétigt haben. Sind
mehrere Staaten fir dieselbe volkerrechtswidrige Handlung verantwortlich, so kann in Bezug
auf diese Handlung die Verantwortlichkeit eines jeden Staates geltend gemacht werden.
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Zu beachten ist, dal} verfassungrechtliche Streitigkeiten mit Menschen nicht erlaubt sind.
GemaR fundamentales Recht (Hard Law) haben Bedienstete keine Meinung oder Interesse im
offentlichen Recht in Wort, Schrift und Bild frei zu duRern und zu verbreiten. Damit ist
unbedingt in der Verwaltung nur nichtverfassungrechtliches Tathandeln erlaubt (alternativ
Art. 17a Grundrecht, § 40 VwGO).

Tatsachen, die offensichtlich und offenkundig sind, bedurfen keines Beweises.

Als salvatorische Klausel (lat. salvatorius ,,bewahrend®, ,erhaltend”) wird im Recht die
Bestimmung (,,Klausel”) eines Vertrages bezeichnet, welche Rechtsfolgen eintreten 140t,
wenn sich einzelne Vertragschutzbestandteile als unwirksam oder undurchfiihrbar erweisen
sollten oder sich herausstellt, dal der Vertrag Fragen nicht regelt, die eigentlich hatten
geregelt werden missen (Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83).

zwingende Notwendigkeit des Beitritts und Ratifizierung:

Da der Zivilschutz als Schutzmacht im Vollzug des Aufgabenbereiches gemald Art. 146-149
genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 seit dem 12.08.2020 unbekannt ist und fehlt, so trete Ich
zur allseitigen Erfullung der gestellten Aufgaben an diese Stelle als Recht schaffener Mensch
im Wissen, Ge-Wissen und Erkenntnis in Erfahrungen als Menschenrechtler, Menschenrecht-
verteidiger, Menschenrechtbeistand und Menschenrechtopfer allen zwingenden Vertrégen als
Schutzmacht in Not, Notstand und Selbsthilfe (Art. 39-40 UMR-Verfassung als Bestandteil
des zwingenden Vertrages) dem Zivilschutz als Schutzmacht bei.

Durch und wegen Mir sind sehr viele Gesetze in den Staaten geandert worden, doch es gibt
immer noch keine einheitliche Gerechtigkeit in den Mitgliedsstaaten fur Menschen, da der
Zivilschutz durch die Schutzmacht fehlt.

Die Schutzmacht wird im zwingenden Vélkerrecht des ius cogens im Kontrahierungszwang

genfer Abkommen I - SR 0.518.12 - 3 Mal
genfer Abkommen Il - SR 0.518.23 - 3 Mal
genfer Abkommen |11 - SR 0.518.42 - 42 Mal
genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 - 43 Mal

genannt und vorausgesetzt. In Art. 1 genfer Abkommen IV muR das zwingende Volkerrecht
unter allen Umsténden eingehalten und die Einhaltung durchgesetzt werden. Ich bin auf Erden
in der Turkei geboren, lebe auf Erden der Bundesrepublik Deutschland (im Mittelpunkt der
Welt des Feinstaates) und trete in das Recht auf Erden der schweizer Bundesverfassung ein.

In Art. 90 tlrkischer Verfassung und Art. 25 Grundgesetz fur die Bundesrepublik Deutsch-
land gilt das Volkerrecht als Bundesrecht vor Bundes- und Landesgesetzen zwingend
anzuwenden und kann als einfaches Recht nicht durch das nationale Verfassungsgericht
beschwert oder diskutiert werden wie innerstaatliche Gesetze.
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Aus diesem Grund ist die schweizer Verfassung ebenso vom Volkerrecht als Bundesrecht vor
Bundes- und Landesgesetzen verfassungrechtlich abhéngig. Die schweizer Bundesverfassung
verlangt und setzt unbedingt voraus, dal} die zwingenden Bestimmungen des Vo6lkerrechts
nicht verletzt werden durfen. Wenn das zwingende Volkerrecht milRachtet wird, ist die
offentliche Ordnung (ordre public) -Grundsatz der Subsidiaritat- verletzt! Nur mit dem
Zivilschutz wird die schweizer Bundesverfassung und alle anderen Vertrége der Staaten glltig
und erst dann tatséchlich fir die Zukunft in Kraft gesetzt ( zur Zeit Totalrevision).

Rechtvorschrift (zwingend):
Art. 193 (4) in Verbindung mit Art. 5, 188-190 Bundesverfassung der Schweiz - SR 0.101

Gemal} genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 ist die Schweiz verpflichtet den Zivilschutz per
Verfassungrang einzuhalten und seine Einhaltung durchzusetzen. Kernpunkt des Zivilschutzes
ist, dal das zwingende Volkerrecht vor Bundes- und Landesgesetzen in der offentlichen
Ordnung in allen Staaten anzuwenden ist. Aufklarung und Schulung im humanitéaren
Volkerrecht ist notwendig und erforderlich, um die Beachtung von dessen Normen in
Friedenszeiten und Zeiten eines bewaffneten Konflikts sicherzustellen. Dies gilt fur die
gesamte Bevolkerung, wenn auch einschldgigen Personengruppen der Bediensteten in den
Behorden besondere Aufmerksamkeit zukommen muB.

In Folge liegt Totalrevision der zwingenden Vertrdge und Bundesverfassung vor, die schwere
Konflikte im zwingenden Volkerrecht als "never-End" auslésen, denn alle weltweiten
schweren Straftaten sind auf diese Ursachenquelle zuruckzufihren. Der Vollzug der genfer
Abkommen im Aufgabenbereich des Art. 132-149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 wird
zwingend im Volkerrecht vorausgesetzt.

Wenn also die notwendige und erforderliche Aufklarung und Schulung in den Staaten nicht
erfolgt ist, kann Volkerrecht vor Bundes- und Landesgesetzen nicht im 6ffentlichen Recht
(Totalrevision) angewandt werden.

Die zwingenden Regeln des Volkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes, sie gehen den
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar fur die Bewohner des
Bundesgebietes.

Ohne den Zivilschutz und Aufklarung im zwingenden Vélkerrecht

Art. 47 genfer Abkommen | - SR 0.518.12
Art. 48 genfer Abkommen Il - SR 0.518.23
Art. 127 genfer Abkommen 11l - SR 0.518.42
Art. 144 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51

konnen die Menschen weder im Bundesgebiet die Grundrechte und Grundfreiheiten schiitzen
noch die Pflicht zum Widerstand ohne Verbrechen der Aggression zu befurchten mittelbar
oder unmittelbar wirksam aufnehmen.
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So erkléren sich auch die Vertragschuldverletzungen gegen das zwingende Vélkerrecht, denn
Dummbheit kann nicht wirksam organisiert werden.

Volkerrecht ist systematisch l6sungsorientiert und ad-hoc zur Beendigung des Problems in
einem Staat oder Land anzuwenden. Privatvertragliche Gesetze (Krieg ist Privatsache - genfer
Abkommen I-111) sind als never-End fiir die Opfer.

Zitat: "... was der Aktiengesellschaft nitzt wird gemacht
... ich bin nicht zustandig oder
... was interessiert mich mein Geschwatz von gestern...".

Der europaische Gerichtshof fur Menschenrechte ist ein Vorabentscheidungs- und kein
abschlieendes Gericht und beendet die Menschenrechtverletzung nicht augenblicklich. Der
europdische Gerichtshof fur Menschenrechte ist kein volkerrechtliches Gericht, weil das
Volkerrecht nur das feststellende Obligationsgericht kennt. Beim Volkerrecht darf die
Feststellung nicht in die innerstaatliche Jurisfiktion fir eine Wiederaufnahme verweisen, da
gemall Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83 die Menschenrechtverletzung und die Folgen der
obligatorischen Entschuldigung nach Volkerrecht bestimmt werden muf3. Die Menschen-
rechtverletzung ist eine Verwaltungsnichtigkeit und nichtige Verwaltungsakte fiihren dazu,
dal? der Verwaltungsakt von Anfang an nichtig ist. Wiederaufnahme und Restitution innerhalb
der Jurisfiktion ist unzul&ssig.

Eine Wiederaufnahme (Art. 149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51) oder eine Restitution in
der Jurisfiktion (Art. 3, 32, 56 UN-RES) ist unzuldssig, sittenwidrig, nichtig und recht-,
verfassung- und volkerrechtwidrig.

Volkerrecht ist Kategorie Recht, Bundesrecht und in Folge eine imperative Akzeptanz.

ACHTUNG:

Wahrend die genfer Abkommen I-111 im Kriegszustand von den Staaten und Landern privat
durch Beitritt akzeptiert wird, ist die Schutzmacht im Vollzug in Art. 132-149 des genfer
Abkommens 1V - SR 0.518.41 eine Akzeptanz als Rechtvorschrift.

Bundes- und Landesgesetze sind Gesetze, die an das Recht, Menschenwirde, Menschenrecht
und Infolge an die Grundrechte und Grundfreiheiten des Mensch gebunden sind und von
jedem Menschen akzeptiert werden mussen, auch wenn die Verletzung von Personen
begangen worden ist, die in amtlicher Eigenschaft eines Staates oder Landes gehandelt haben
(Art. 146 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51, Art. 13 EMRK). Toleranz oder Duldung von
Gesetzen gegen Grundrechte und Grundfreiheiten von Menschen ist der Anfang und das Ende
vom Untergang des Menschen und der Menschheit.

e Art. 142, 143 genfer Abkommen Ill
in Verbindung mit Art. 132, 140, 149 genfer Abkommen IV

e Art. 1, 144 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 (Restitution zur Amnestie)
UN-RES 56/83 fir Binnenfliichtlinge und Systemopfer
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Viele Menschen akzeptieren und ersuchen Mich als Hochkommissar fiir Menschenrecht des
IZMR, ZEB und des GdM sowie als Professor an der Institution Akademie Menschenrecht.

Akademie Menschenrecht - Akademie Menschenrecht - Academy of Human Right
nds. Ministerium fiir Wissenschaft und Kultur - 24-71109/2 - 4/15
ultra vires in ordre public des ius gentium - Art. 24 (3), 25 GG
gemaR Art. 19 (3) - fundamental Right ""Grundrecht", Art. 1-2 ULV, BVerfGE 1 BVR 1766/2015

Viele Menschen ersuchen Mich als Hochkommissar fiir Menschenrecht des IZMR, ZEB und
des GdM, als Recht schaffener Menschenrechtler

e Menschenrechtkommissar
e Menschenrechtverteidiger
e Menschenrechtbeistand

wegen der Akzeptanz und Anerkennung um Rechthilfe im Zivilschutz, denn nur der Mensch,
der das Recht kennt und den Zivilschutz kann es auch zu Ende bringen.

Ich trete im BewulRtsein Meiner Verantwortung vor dem Schoépfer und der Schépfung
(ius gentium) im zwingenden Voélkerrecht der Genesis (im Recht der genfer Abkommen
des bekennenden Volkes fir Menschenrecht) im Kontrahierungszwang (ius cogens) in

e keine Art von ungerechtfertigter Gewalt,
e keine Sorte von unrechtméfigem Gesetz

e und nur ausschlieBlich und imperativ in die Kategorie Recht fir Gerechtigkeit auf
Erden in der Welt mit Eingang per Fax, Mail oder Brief mit Sofortwirkung als
Schutzmacht der "Hohen Hand" in das genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 (genfer
Abkommen I-1V sowie Zusatzprotokolle salvatorisch) bei.

e Ich bin weder politisch, gewerkschaftlich noch religios organisiert. Ich glaube nur an
den Schopfer und an die Gerechtigkeit fir die Schépfung.
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anzuwendende Hinweise:

UN-RES A/RES/217, UN-DOC. 217/A-(111)

UN-RES 56/83 Staatenverantwortlichkeit

Art.73 in Verbindung mit Art. 53, 107 UN-Charta — Verwaltung und Feindstaat
UN-RES 43/225

UN-DOC A/C.5/43/18

UN-RES A/66/462/Add.2

UN-A/RES/53/144

UN-A/RES/53/625/Add.

UN-DOC A/C.5/43/18 und UN/RES 66/164 in Verbindung mit Art. 95 UN-Charta,

Art. 1, 142, 144 genfer Abkommen IV — SR 0.518.51 - EU-RES 2009-C303-06
genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 — Zivilschutz
in Verbindung mit Art. 146-149 genfer Abkommen IV — SR 0.518.51
in Zustandigkeit des Volkerstrafrechtes

VStGB — Volkerstrafgesetz

UN-RES A-RES 66/164
Menschenrechtkommissare, Menschenrechtverteidiger, Menschenrechtbeistande
UN-DOC E/CN.4/2000/62 -
Recht der Opfer schwerer Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten auf
Restitution, Entschadigung und Rehabilitierung

UN-RES A-RES 66/165 und E/CN.4/1998/53/Add.2 - Binnenfliichtlinge
Mein gerechter Wille im Recht ist im einfachen Vollzug vorrangig-zwingendes Gesetz.

Beweis: ECHR 75529/01



15

Recht schaffener Mediator

Mustafa-Selim SURMELI - Volkerrechttiteltrager
Prof. ultra vires in ordre public des ius gentium
Akademie Menschenrecht - nds. Ministerium fur Wissenschaft und Kultur - 24-71109/2 - 4/15

Legitimation und Legalisation von 47 Mitgliedstaaten des Europarats
Rechttitel ECHR 75529/01 - 6ffentliche Bekanntmachung in Art. 53, 59 EMRK
Art. 19 (3), 24 (3), 25, 79 (3), 95, 137 GG mit umfassender Bevorrechtigung

Im Bezug auf den volkerrechtlichen Rechttitel ECHR 75529/01 bedeutet diese Tatsache fir die
Bundesrepublik Deutschland und im Geltungsbereich der 47 Mitgliedstaaten des Europarat im
festgestellten Zusammenhang des § 245 ZPO und § 15 GVG, daB im Uberleitungsvertrag zur
Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen Mustafa-Selim SURMELI demnach nicht
verpflichtet ist, vom Rechtsbehelf der Jurisfiktion eines Staates Gebrauch zu machen, um Recht
durchzusetzen. GeméaR Art. 19 (3) Grundrecht besitzt der Mediator Mustafa-Selim SURMELI einfach
unmittelbares Legislativrecht, denn es gilt Volkerrecht vor Bundes- und Landegesetz (Art. 24 (3), 25,
95, 137 GG)!

offentliche Bekanntmachung:
https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%Adische_Menschenrechtskonvention
Auszug aus dem Wortlaut — ordre public ECHR 75529/01:

[...] so erinnert der Gerichtshof daran, daf} die Verfassungsbeschwerde vor dem Bundesverfassungs-
gericht nicht als wirksame Beschwerde im Sinne des Artikels 13 der Konvention angesehen werden
kann und ein Beschwerdefiihrer demnach nicht verpflichtet ist, von diesem Rechtsbehelf Gebrauch zu
machen, auch wenn die Sache noch anhéngig ist (Stirmeli ./. Deutschland [GK], Nr. 75529/01, Rdnrn.
103-108, CEDH 2006-...) oder bereits abgeschlossen wurde (Herbst ./. Deutschland, Nr. 20027/02,
11. Januar 2007, Rdnrn. 65-66).“ — EGMR-BeschluB — 10/05/07: Rechtssache Skugor gegen
Deutschland (Individualbeschwerde Nr. 76680/01)

Hinweis: Art. 142, 149 genfer Abkommen IV — SR 0.518.51 und UN A/RES/66/164

Mustafa-Selim SURMELI ist Hochkommissar fiir Menschenrecht des 1ZMR und ZEB. Mustafa-Selim
SURMELLI ist gemaR wiener Abkommen diplomatisch akkreditiert, gemaR Regulierungsakt des haager
Abkommen international apostilliert und gemal? genfer Abkommen fir den Zivilschutz und fir den
volkerrechtlichen Gerichthof im Wirkbereich des genfer Abkommen IV- SR 0.518.51 im Recht der
Vertrage — SR 0.111 als Vollstreckungsbeamter des Zivilschutz im Heiligen Auftrag gemaR Art. 73
UN-Charta tatig.

Mustafa-Selim SURMELI, -als Hochkommissar fiir Menschenrecht-, ist fiir binnenvertriebene
Menschen, -Internally Displaced People / IDP-, Menschenrechtverletzungopfer und Fluchtlinge im
Zivilschutz fir Volkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und Verbrechen
der Aggression durch bewaffnete Konflikte, behordliche Streit- und Feindhandlungen gegen den
Zivilschutz, Regierungskriminalitat, Gewalt gegen Personen, Menschenrechtsverletzungen und von
Staaten oder Regimen verursachte Naturkatastrophen salvatorisch fiir die Pravention zustandig.

Bundesrepublik — Grundlagen StGBI. Nr. 139/1918 vom 19.12.1918
Regulierungsakt HK vom 05.10.1961, WiiD vom 18/24.04.1961

diplomatische und internationale Urkunden mit absoluter Beweiskraft:

Landesnotar Johst Matthies, Tostedt, Urkunde 113/2009 IZMR, Landgericht STADE, Apostille 9191 a 85 — 15 /2014
Landesnotar Johst Matthies, Tostedt, Urkunde 114/2009 — ZEB, Landgericht STADE, Apostille 9191 a 85 — 16 /2014
Landesnotar Ralf Grosser, Tostedt, Urkunde 139/2013 — GdM, Landgericht STADE, Apostille 9191 a 84 — 9 /2013
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Hinweis - Erreichbarkeit:

IZMR - ICHR:
Bielfeldtweg 26 [DE-21682] STADE

Zentrale Schweiz:

Gerichthof der Menschen (GdM), Balexert Tower, 18, Avenue Louis-Casail

[CH-1209] GENEVA

Headquarters USA:

Court of the Human Beings (CHB), Capitol Hill - 20 F Street, 7th Floor

Erreichbarkeit:

[USA/WA- 20001] WASHINGTON D.C.

Der Mediator Mustafa-Selim SURMELI ist beim IZMR und ZEB in Stade zu erreichen.
Telefon, Bliro: 0049- 4141-8609141 Fax, Biro: 0049-4141-8609143

Vorgangsprache:

Akademie:

Immunitat;

Direktor:

Berufung:

Erfahrung:

deutsch (Muttersprache turkisch)

Akademie Menschenrecht — ultra vires im ius gentium

bevorrechtige und unabhangige Immunitét

Gerichthof der Menschen in Genf
Court of the Human Beings in Washington D.C.

Zivilschutz

Leiter des Hochkommissariats flir Menschenrecht des IZMR und ZEB
Art. 1, 142-149 genfer Abkommen IV — SR 0.518.51

Legislativrecht — 6ffentliche Bekanntmachung ECHR 75529/0

Notar -ordre public- des IZMR, ZEB und GdM / CHB

Natur-, Volker- und Verfassungrecht sowie

Spezialgebiet Menschen- und Obligationsrecht

35 Jahre Erfahrung - Professor an der Akademie Menschenrecht
Entschadigungsrecht bei positiver Vertragschuldverletzung
Volkerrechttiteltrager und umfassende Grundrechtberechtigung
Professur im 6ffentlichen Recht — ordre public

Verfassungrecht

Zivilschutz im Individualrecht, Handels- und Privatvertrag
Zivil-, Verwaltungs- und Sozialrecht

Volkerstrafrecht und Strafrecht

Organisation: Gesellschaft-, Verein- und Koérperschaftschutzrecht
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e Quelle flr viele Gesetzesanderungen in

o

Entschéadigungsrecht (1993 OEG)
Gerichtsverfassungsgesetz
Bundesverfassungsgerichtsgesetz
Bundesnotarordnung
Bundesrechtsanwaltsordnung
ZivilprozelRordnung
Arbeitsgerichtsgesetz
Sozialgerichtsgesetz
Verwaltungsgerichtsordnung
Finanzgerichtsordnung
Gerichtskostengesetz
Rechtsanwaltsvergitungsgesetz
EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetz
Patentgesetz
Gebrauchsmustergesetz
Markengesetz
Patentanwaltsordnung
Halbleiterschutzgesetz
Geschmacksmustergesetz
Wehrbeschwerdeordnung
Wehrdisziplinarordnung
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
Energiewirtschaftsgesetz

e Anderungen im ProzeRrecht

0O O O O

Gesellschaftsrecht:

Ausschluf der Justiz bei Regref3
Wiederaufnahme von Prozessen
Restitution und Amnestie
Normenkontrolle

e Stiftungsrat / Kuratorium - Board of Trustee des Netzwerk
Menschenrecht
e Aufsichtsrat des IZMR und ZEB und Derivatorganisationen
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Leiter der ad-hoc Kommission fir die Wirksamkeit der Behdrden

im Aufgabenbereich des 6ffentlichen Recht — ordre public —

Referendum, Veto und verfassungsrechtliche Priifung von Gesetzten
Wahlpriifung und Wahlkontrolle

Staats-Haftung von politischen Fehlern durch die Politik(er)
Regrel’ gegen Politiker und Parteien bei Wahlbetrug
Sittlichkeitspriifung von Politikern und Ministern

Diéatenfestlegung von Parlamentariern

Richterberufung, Richter- und Gerichtskontrolle

Standesaufsicht der Rechtspflege (Rechtsanwalt und Rechtspfleger)
Prifung von Dienst- und Disziplinarverfahren von Beamten
Prifung von Befangenheitsantragen gegen Richter

Prufung von Rechtsmif3brauch und Rechtsbeugung

Strafverfolgung im Amt (88 92, 258a, 331-358 StGB)

Prifung zur Verfolgung von Straftaten im Amt als Hochverrat
Strafverfolgung von Hochverrat

Einfuhrung und Pflege von 6ffentlichen Datenbanken uber Personen im Amt

Wiederaufnahmeverfahren und Priifung von Urteilen
Gewéhrung von ProzelRkostenhilfe

Entschédigungsrecht

Zentrale OEG-Stelle fir Straftaten im Amt

Prufung bei Diffamierung

Unterlassungs- und Vollstreckungsverfahren im Zivilrecht

Prifung von Gesetzen (Menschenrechtskontrolle bei Wahlervorbehalt AusIR)

Prifung uberlange Verfahrensdauer

Prifung in Betreuungssachen

Prifung bei Kindesentziehung

Prifung bei Psychiatrisierung

Prifung und Umsetzung von EU-Richtlinien
Genehmigung und Kontrolle der Gemeinnitzigkeit

Statistik Uber die geleistete Tatigkeit von Behérden und Straftaten im Amt

Die ad-hoc Kommission fur die Wirksamkeit der Behérden arbeitet dynamisch im Einzelfall im Sinne
einer Unterlassungskommission fiir Menschrecht (alternativ) 88 307, 179 BGB fur den effektiven
Rechtschutz in der Rechtgewahrungspflicht und Rechtwegegarantie als oberstes Bundesgericht und
wird vom Burger direkt angerufen. Deswegen kann keine Inzuchtdepression des Systems auftreten,
weil die Kommission Recht schaffend durch Art. 1, 24 (3), 25, 20 (1, 4), 79 (3), 95, 137 GG in Art. 1-2
ULV genannt und vorrangig im Zivilschutz (Art. 1, 142-149 genfer Abkommen 1V — SR 0.518.51
salvatorisch legitimiert ist.

Volkerrecht:

Legislativvollzugsbeamter des genfer Abkommen IV - SR 0.518-51


http://gerichthof-mensch.org/files/2009_11_22---Seite-15-zu-WA-Gruendungsprotokoll-ICHR-Weltanschauungsgemei-.pdf
http://gerichthof-mensch.org/files/2009_11_22---Seite-15-zu-WA-Gruendungsprotokoll-ICHR-Weltanschauungsgemei-.pdf
http://gerichthof-mensch.org/files/2009_11_22---Seite-15-zu-WA-Gruendungsprotokoll-ICHR-Weltanschauungsgemei-.pdf
http://gerichthof-mensch.org/files/2009_11_22---Seite-15-zu-WA-Gruendungsprotokoll-ICHR-Weltanschauungsgemei-.pdf
http://gerichthof-mensch.org/files/2009_11_22---Seite-15-zu-WA-Gruendungsprotokoll-ICHR-Weltanschauungsgemei-.pdf
http://gerichthof-mensch.org/files/2009_11_22---Seite-15-zu-WA-Gruendungsprotokoll-ICHR-Weltanschauungsgemei-.pdf
http://gerichthof-mensch.org/files/2009_11_22---Seite-15-zu-WA-Gruendungsprotokoll-ICHR-Weltanschauungsgemei-.pdf
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Offentliches Recht:

e Art. 39-40 UMR-Verfassung im Recht der Vertrage — SR 0.111

Bundesrepublik — Grundlagen StGBI. Nr. 139/1918 vom 19.12.1918
Regulierungsakt HK vom 05.10.1961, WiiD vom 18/24.04.1961

diplomatische und internationale Urkunden mit absoluter Beweiskraft:

Landesnotar Johst Matthies, Tostedt, Urkunde 113/2009 IZMR, Landgericht STADE, Apostille 9191 a 85 — 15 /2014
Landesnotar Johst Matthies, Tostedt, Urkunde 114/2009 — ZEB, Landgericht STADE, Apostille 9191 a 85 — 16 /2014
Landesnotar Ralf Grosser, Tostedt, Urkunde 139/2013 — GdM, Landgericht STADE, Apostille 9191 a 84 — 9 /2013

¢ Nichtregierungsorganisationen (NGO) zu begriinden, zu registrieren und zu
legalisieren,

e Ubereinkommen mit Staaten und Volkerrechtssubjekten zu schlieRen, zu
proklamieren und vor Staatsgerichten aufzutreten,

e Menschenrechtverletzungen festzustellen, zu ahnden und als Rat Beschliisse zu
erstellen und zu fassen, die eine Sanktionierung der Menschenrechtverletzer zulassen,

e als Schiedsgericht und politisch unabhé&ngiges Judikativorgan Recht zu sprechen,

e Beamte zu ernennen,

e als Treuhdnder aufzutreten,

e diplomatischen Status und Immunitét zu verleihen,

e internationale und nationale Vertrage, die universelle Rechtkraft besitzen,
abzuschlieRen,

e bewegliches und unbewegliches Eigentum zu erwerben und dariber zu verfligen,
insbesondere das Recht in besetzten Gebieten Grund und Boden neu zuzuordnen und
den in Kriegsgebieten lebenden Menschen neu zu tbereignen und

o auf Anruf einer Gesellschaft oder Gemeinschaft, die das Begehren eines eigenen
Staates im Sinne des universalen Menschenrecht vortrégt, zu beraten, zu unterstiitzen
und volkerrechtlich zu legitimieren.

Das universelle Menschenrecht [UMR] geniel3t auf dem Gebiete der Zugehdrigen und/oder Mitglieder
die Vorrechte und Immunitaten, die zur Verwirklichung seiner Ziele notwendig sind.

Die Delegierten auf der Konferenz, die Mitglieder des Verwaltungschutzrates, sowie der Griindung-
Rat und die Beamten des origindren und prarogativen Amt genieRen ebenfalls die Vorrechte und
Immunitédten, derer Sie bedirfen, um in voller Unabhangigkeit lhre in Verbindung mit der
Organisation stehenden Aufgaben in der natiirlichen Garantenpflicht erfullen zu kénnen.

Die Vermogenswerte der Grundungsorganisationen, gleichviel wo und in wessen Besitz sie sich
befinden, genieRen Immunitat vor Durchsuchung, Beschlagnahme, Einziehung, Enteignung und jeder
anderen Form der Beeintrachtigung oder Wegnahme, sei es durch Regierungs- oder durch
gesetzgebende MalRnahmen. Die Archive der Griindungsorganisationen, gleich wo sie sich befinden,
sind unverletzlich, unverduBerlich, nicht verhandelbar und nicht justiziabel. Dies gilt ebenso fiir
elektronische Archive, Computerfestplatten oder sonstige im Rahmen elektronischer Datenverar-
beitung erzeugten oder gespeicherten Daten.

o Gebaude und Gebéudeteile und das anliegende Gelande, die, wer immer ihr Eigentimer oder
Besitzer ist, fiir die Zwecke des UMR benutzt werden,

o und Archive und ganz allgemein alle Dokumente sowie Datentrager, die dem UMR gehéren
oder sich in seinem Besitz befinden,

sind unverletzlich, unveréuRerlich, nicht verhandelbar und nicht justiziabel.
Den Derivatorganisationen aus den Grindung-Organisationen, sowie entsprechend ernannte Bediens-

tete sowie deren Familienangehdrige, wird neben der Immunitat im dienstlichen Bereich auch die
Immunitét im privaten Bereich fiir die Dauer ihres Amt volle diplomatische Immunitét zuerkannt.
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Convention (V) relative to the Protection of Civilian Persons in Time of War
systematic collection of laws (SR)
Geneva Agreement IV - SR 0.518.51
in the law of contracts - SR 0.111

Article 1.

The High Contracting Parties undertake to respect and to ensure respect for the present
Convention in all circumstances

Art. 152.

The present Convention shall be ratified as soon as possible and the ratifications shall be deposited
at Berne.

A record shall be drawn up of the deposit of each instrument of ratification and certified copies of
this record shall be transmitted by the Swiss Federal Council to all the Powers in whose name
the Convention has been signed, or whose accession has been notified.

Art. 153.

The present Convention shall come into force six months after not less than two instruments of
ratification have been deposited.

Thereafter, it shall come into force for each High Contracting Party six months after the deposit of the
instrument of ratification.

Art. 154.

In the relations between the Powers who are bound by the Hague Conventions respecting the Laws
and Customs of War on Land, whether that of 29 July 1899, or that of 18 October 1907, and who are
parties to the present Convention, this last Convention shall be supplementary to Sections Il and 111 of
the Regulations annexed to the above-mentioned Conventions of The Hague.
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Art. 155.

From the date of its coming into force, it shall be open to any Power in whose name the present
Convention has not been signed, to accede to this Convention.

Art. 156.

Accessions shall be notified in writing to the Swiss Federal Council, and shall take effect six
months after the date on which they are received.

The Swiss Federal Council shall communicate the accessions to all the Powers in whose name the
Convention has been signed, or whose accession has been notified.

Art. 157.

The situations provided for in Articles 2 and 3 shall effective immediate effect to ratifications
deposited and accessions notified by the Parties to the conflict before or after the beginning of
hostilities or occupation. The Swiss Federal Council shall communicate by the quickest method any
ratifications or accessions received from Parties to the conflict.

Art. 158.

Each of the High Contracting Parties shall be at liberty to denounce the present Convention. The
denunciation shall be notified in writing to the Swiss Federal Council, which shall transmit it to the
Governments of all the High Contracting Parties.

The denunciation shall take effect one year after the notification thereof has been made to the Swiss
Federal Council. However, a denunciation of which notification has been made at a time when the
denouncing Power is involved in a conflict shall not take effect until peace has been concluded,
and until after operations connected with the release, repatriation and re-establishment of the
persons protected by the present Convention have been terminated.

The denunciation shall have effect only in respect of the denouncing Power._It shall in ho way impair
the obligations which the Parties to the conflict shall remain bound to fulfil by virtue of the
principles of the law of nations, as they result from the usages established among civilized
peoples, from the laws of humanity and the dictates of the public conscience.

Art. 159.

The Swiss Federal Council shall register the present Convention with the Secretariat of the
United Nations. The Swiss Federal Council shall also inform the Secretariat of the United
Nations of all ratifications, accessions and denunciations received by it with respect to the
present Convention.
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Prof. Mustafa-Selim SURMELI
ultra vires in ordre public of the ius gentium for the ius cogens
c / 0 Akademie Menschenrecht, Bielfeldtweg 26, [DE-21682] STADE

Tel.: 0049-4141-8609142

Federal Council of the Swiss Confederation Fax.: 0049-4141-8609143
Bundesgasse 1 - protocol

[CH-3003] BERN

Declaration of intent: righteousness and law enforcement - ECHR 75520/01
Ratification of the Geneva agreements I-1V and additional protocols

The mandatory declaration of intent is addressed to the State
Federal Council of the Swiss Confederation for Civil Protection as a Protective Power!

| am Mustafa-Selim SURMELI and in 47 member states of the Council of Europe through the
public declaration and announcement according to Art. 6 in the law of the contracts in ECHR
75529/01 "ordre public” legitimized legally legislative as a right-creating person in the law of
the contracts and subject to citation (Art 19 (3) Fundamental Rights). With my extensive
knowledge as a professor at the Academy of Human Rights as a human rights defender for
civil protection with almost 40 years of experience as a protective power, I am of course
called and can legislate (Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83, Art. 1 (3) OCT).

Legitimation and legalization of 47 member states of the Council of Europe
Legal title ECHR 75529/01 - public notice in Art. 53, 59 ECHR

In relation to the international legal title ECHR 75529/01, this fact means for the Federal
Republic of Germany and in the area of application of the 47 member states of the Council of
Europe in the established context of 8§ 245 ZPO and 8 15 GVG that in the reconciliation
contract to regulate questions arising from war and occupation questions Mustafa- Selim
SURMELLI is therefore not obliged to make use of the legal remedy of a state in order to
enforce law. According to Art. 19 (3) fundamental right, as a mediator Mustafa-Selim
SURMELI | simply have direct legislative right, because international law is mandatory
before federal and state laws (Art. 24 (3), 25, 95, 137 GG)!

Public notice: extract from the wording - ordre public ECHR 75529/01:
https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%Adische _Menschenrechtskonvention

[...] The Court reminds that the constitutional complaint before the Federal Constitutional
Court cannot be regarded as an effective complaint within the meaning of Article 13 of the
Convention and that an applicant is not obliged to make use of this remedy, even if the
matter is still pending is (Surmeli ./. Germany [GK], No. 75529/01, paragraphs 103-108,
CEDH 2006-...) or has already been completed (Autumn ./. Germany, No. 20027/02, January
11, 2007, 65-66). ”- ECHR decision - 10/05/07: Skugor v. Germany case (individual
complaint No. 76680/01).

Note: Art. 142, 149 Geneva Convention IV - SR 0.518.51 and UN A/ RES / 66/164


https://de.wikipedia.org/wiki/Europäische_Menschenrechtskonvention
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Facts that are obvious and obvious need no proof.

Through the mandatory contract in Art. 6 in the law of the treaties - SR 0.111, the existence of
the protective power is an essential part of mandatory international law in the complex
Geneva Agreement, because otherwise all constitutions of the states are unconstitutional. In
the priority constitutional order, the states presuppose fundamental rights and freedoms for the
inviolable and inalienable human right and the untouchable human being. Mandatory
international law is federal law and simply precedes the national, national federal and state
laws. Unlike federal and state laws, mandatory international law cannot be challenged with
the constitutional complaint, because the court of justice is responsible for this as a protective
power in the law of contracts.

I am a victim of human rights violations in ECHR 75529/01 of 47 member states of the
Council of Europe that have been established under international law and have been made
public. I know what human rights are, and only the person who lives in and applies human
rights can make human rights in civil protection and effectively end human rights violations
in Art. 149 Geneva Convention IV - SR 0.518.51 in the law of treaties as a protective power.

Switzerland ratified the ECHR on 28.11.1974 and ECHR 75529/01 also applies to
Switzerland in connection with the civil protection agreement. Upon receipt of my public
declaration | ratify the Swiss Federal Council (Art. 145, 152, 155, Geneva Convention IV -
SR 0.518.51 in advance by fax, e-mail or letter as emergency) with immediate effect as a
"protective power"”, " High hand "with the civil protection organizations to the Geneva
Agreement 1V - SR 0.518.51 with public ratification. It is certain that my public will in the
law of the contracts of the Geneva Agreement should be ratified as soon as possible. The
instruments of ratification are to be deposited in Bern in accordance with the contract.

The ratification is primarily in the Vienna Agreement in Art. 11-18 Law of the Treaties - SR
0.111 not explicitly and absolutely necessary for civil protection, because the mandatory
international law contract foresees the entry in the placeholder since August 12, 1948, but
indefinitely, because there are no limitation periods in international criminal law.

In future, all states will accept the protective power by ratifying the Geneva Conventions 1-1V
by entering into the treaty, because the protective power is an essential part of mandatory
international law! The protective power acts as an emergency with immediate effect in
accordance with Art. 154, 157 in conjunction with Art. 132 - 149 of the Geneva Convention
IV - SR 0.518.51 and extends from the start in accordance with international criminal law in
the duty to protect, so that the mandatory Contracts do not become null and void, because
there is no statute of limitations and no reduction in punishment in international criminal law
(12.08.1949 - Art. 146-147 Geneva Convention IV - SR 0.518.51 in conjunction with Art. 95
UN Charter, Art. 149 Geneva Convention IV - SR 0.518.41).
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Rubrum, choice, jurisdiction and criminal liability:
Obligation and legal provision of the mandatory contract

Art. 1, 52 Geneva Agreement | - SR 0.518.12

Art. 1, 53 Geneva Convention Il - SR 0.518.23

Art. 1,11, 104, 132 Geneva Convention 11l - SR 0.518.42
Art. 1,12, 149 Geneva Convention IV - SR 0.518.51

A protocol should be recorded for the deposit of each instrument of ratification. A certified
copy of this is to be sent by the Swiss Federal Council to all powers in whose name the
agreement has been signed or membership has been declared.

Mandatory contracts must be complied with and enforced in all circumstances.
Violations of compulsory international humanitarian law in civil protection must be reported
and reported and must be stopped immediately if there is a positive breach of contract.
According to Art. 95 UN Charter, Art. 95 GG, the GdM (Supreme Federal Court) is the
protective power in civil defense.

Legal regulations:

Art. 24 (3), 25 GG, Art. 95 UN Charter Art. 1, 142-149 Geneva Convention 1V - SR 0.518.51
UN-RES 45/120, UN-RES 53/144 and / or EU-RES 2009 / C-303/06:

Art. 47 Geneva Agreement | - SR 0.518.12
Art. 48 Geneva Agreement Il - SR 0.518.23
Art. 127 Geneva Convention 111 - SR 0.518.42
Art. 144 Geneva Agreement IV - SR 0.518.51

Everyone must know and apply international law by constitutional rank!

Civil protection:

e The civil protection agreement must be complied with and enforced in all
circumstances.
The high contracting parties undertake to disseminate the text of the present agreement
as far as possible in their countries in times of peace and war, and in particular to
include their studies in the military and, if possible, civilian training programs so that
the general public can get to know its principles.

e The civil, military, police or other authorities that assume responsibility for protected
persons in times of war must have the wording of the agreement and be specifically
informed of its provisions.



25

WILL PROTECTION:

As a protective power with the Human Rights Network (IZMR, ZEB, GdM, OM, ZMA and
derivative organizations), | unconditionally and directly represent the Geneva
Conventions I-1V in the awareness of my responsibility for the good of mankind and
mankind in the association of creators and the mandatory international law for justice
at. The public ratification document is apostillated in accordance with the Hague Agreement,
- in accordance with the regulatory act in Art. 152-159 Geneva Agreement 1V - SR 0.518.51
in the final provisions and sent twice to the Federal Council for forwarding to the United
Nations for registration.

Justification of the protective power in civil protection:

| usually attribute all unfinished and existing human rights violations to the total revision of
the federal constitution of the states, since restitution to the amnesty is still not practiced
because the Geneva Convention IV - SR 0.518.51 is not observed and enforced in the states
and countries becomes.

e The states or federal states cannot provide civil protection, but are subject to civil
protection as a protective power (BVerfGE).

e Only those who know can complete the task of civil protection.

e Legal protection organizations get their legal capacity from the legal entities they
create. The protective power can only be those who are in international law in the
transfer agreement and are allowed to make legal regulations. According to the legal
title ECHR 75529/91, | (Mustafa-Selim SURMELLI) in the reconciliation contract to
settle questions arising from war and occupation (Art. 142-143 Geneva Convention
Il - SR 0.518.42, civilians as unarmed prisoners of war) are therefore not bound
by the legal remedy to make use of the law of a state in accordance with Article 154
of Geneva Convention 1V - SR 0.518.51 to enforce law. "... The relations between
powers, which are bound by the Hague Agreement on the Laws and Customs of Land
War, are those of July 29, 1899 or that of October 18, 1907, and those participating in
the present agreement, supplement this Sections Il and Il of the Regulations annexed
to the aforementioned Hague Agreement ... ".

e Judicial decisions by the state jurisfiction are not legal provisions.

e | have to quote. According to Art. 19 (3) fundamental right, as a mediator Mustafa-
Selim SURMELI I simply have direct legislative right from ECHR 75529/01, because
international law applies before federal and state law (Art. 24 (3), 25, 95, 137 GG) to
apply! My legal person is essentially entitled to fundamental rights and authorized to
do so.

e Civil protection in the intangible area of responsibility in Art. 147 Geneva Convention
IV - SR 0.518.51 differs from material civil supply, civil rescue or civil guard!
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| complain about the constant violation of the mandatory civil protection agreement in
constitutions, since the constitutions of states and countries are only valid if the protective
power is available. The entry into force of constitutions in states and countries absolutely
presupposes the protective power in the overriding mandatory international law for human
development in a constitutional state. There is no constitutional state without civil protection.

Example:
* Art. 25 Basic Law for the Federal Republic of Germany
* Art. 193 (4) in conjunction with Art. 5, 190 SR 0.101 Federal Constitution of Switzerland

* Art. 90 Turkish constitution
* Art. 92 - 95 Constitution of the Kingdom of the Netherlands .................

State in legal arrest:

More and more people are victims of arbitrary authority (IDPs) by governmental crime of
officials in the authorities and governments with no prospect of clarification or omission of
the crime in the system state. As a rule, people's problems only arise from the officials in the
authorities and governments themselves if the mandate (Art. 73 UN Charter) is used
incorrectly, deficiently or improperly in public law and civil protection is not applied (Art.
146 , 147 Geneva Convention IV - SR 0.518.51, Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83 - violation of
state responsibility as a crime in mandatory international law).

According to current estimates, around 6 million people are waiting for compensation for
human rights violations in the Federal Republic of Germany alone, as prevention and
restitution as domestic terror triggers "governmental crime” against mandatory international
law and is not prosecuted.

In a chain reaction, the fundamental rights and freedoms of human beings are violated, and
the human rights violation ensues inhumane. The impoverishment of internally displaced
people through systematic suspension (prototype of the Reich Citizens) is followed by the
impoverishment of people as a result of public deprivation of rights, because effective
complaint processing does not work at all to solve the problem, as in mandatory international
law in Art. 142-149 of the Geneva Convention IV - SR 0.518 .51 is required in the law of
contracts under all circumstances.

That is why international law is simply to be applied categorically before federal and state
laws. In order to apply international law, everyone must know and apply civil protection,
adhere to it under all circumstances and enforce compliance, because stupidity cannot be
organized effectively because

Stupidity is the state that the mind has not touched.

According to international law, nobody (nobody) can rely on ignorance in the case of criminal
proceedings, because nobody can exempt neither themselves nor another contracting party
from the responsibilities that they or another contracting party have due to the violations of
the law (Art. 1- 3, 70, 142-149, 157 Geneva Convention IV-SR 0.518.51).
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A human rights violation cannot be taught by anyone and is not contestable because a human
rights violation is a fact and must be ended ad hoc. The cause of the total revision of the
national constitution is the deliberate non-implementation of civil protection against the law
of contracts, -pacta sunt servanda-, in the mandatory international law of the uis cogens
(obligation to contract).

Civil protection is historically and in the future the right of the released person:
ius gentium

Human rights violations as serious violations of compulsory international humanitarian law
cannot be punished and ended worldwide, since international obligations, prevention and
protective measures are not observed and carried out in order to prevent, solve and punish
serious violations of human dignity and human rights . Without civil protection as a protective
power, people and mankind cannot develop overpositively and not positively in knowledge.

Resistance must therefore immediately become a duty for every civilian, if he or she does not
want to be held responsible for any current or future war crimes, because war is a private
matter in mandatory international law. The punishment of violators of human rights is
necessary, because without consequence there is no knowledge in the conscience. A law, a
legal norm of a state is not to be applied in public policy if its application leads to a result that
is obvious with essential principles of German law (human right - Art. 1 fundamental right), in
particular the application with fundamental rights and freedoms. , is incompatible (Art. 3, 32,
56 UN-RES 56/83).

In the event of a violation of mandatory international law, a state or organization with non-
contractual obligations must not rely on national law to justify the non-fulfillment of its
obligations under this section (Art. 6 EGBGB, Art. 3, 32, 34 -38, 56 UN-RES 56/83).

The authority is regulated by constitutional law. The state's own authority is lacking if
superordinate law immediately takes the place of state power and the administrative route is
due to the lack of jurisdiction within the country, as in Article 95 of the UN Charter in
conjunction with Article 149 of the Geneva Convention IV - SR 0.518.51 in public law, Art. 6
EGBGB and Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83, is excluded.

The states are prevented by the transfer agreement in civil protection by Article 95 of the UN
Charter even more incidental to declare the legal provisions in mandatory international law to
be illegal, since the states diplomatically declare the agreement by means of a legally binding
declaration of an international contract concluded by signature by the contracting parties have
confirmed obligatory. If several states are responsible for the same act contrary to
international law, the responsibility of each state can be asserted with regard to this act.
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It should be noted that constitutional disputes with people are not allowed. According to
fundamental law (hard law), employees have no freedom of expression, expression, or
expression in public law in speech, writing and images. This means that only non-
constitutional acts are permitted in the administration (alternatively Art. 17a fundamental
right, § 40 VwGO).

Facts that are obvious and obvious need no proof.

In law, the severability clause (lat. Salvatorius "preserving”, "receiving") refers to the
provision (“clause”) of a contract, which can have legal consequences if individual elements
of the contract protection should prove to be ineffective or unenforceable or it turns out that
the Contract does not regulate issues that should have been regulated (Art. 3, 32, 56 UN-RES
56/83).

imperative for accession and ratification:

Since civil protection as a protective power in the execution of the area of responsibility
pursuant to Art. 146-149 of the Geneva Convention IV - SR 0.518.51 has been unknown and
missing since August 12, 2020, |1 am acting as a legal person in order to ensure that the tasks
are fulfilled on all sides Knowledge, ge-knowledge and knowledge in experiences as human
rights defenders, human rights defenders, human rights advocates and victims of human rights
all mandatory contracts as a protective power in need, emergency and self-help (Art. 39-40
UMR constitution as part of the mandatory contract) with civil protection as a protective
power .

Through and because of Me, many laws have been changed in the states, but there is still no
uniform justice for people in the member states, because the civil protection by the protective
power is missing.

The protective power is in the mandatory international law of the ius cogens in the obligation
to contract

Geneva Agreement | - SR 0.518.12 - 3 times
Geneva Agreement Il - SR 0.518.23 - 3 times
Geneva Agreement 111 - SR 0.518.42 - 42 times
Geneva Agreement IV - SR 0.518.51 - 43 times

named and provided. In Article 1 of the Geneva Convention 1V, mandatory international law
must be complied with and enforced under all circumstances. | was born on earth in Turkey, |
live on the earth of the Federal Republic of Germany (at the center of the world of the fine
state) and | defend the right to earth under the Swiss federal constitution.

In Art. 90 of the Turkish Constitution and Art. 25 of the Basic Law for the Federal Republic of
Germany, international law is mandatory as federal law before federal and state laws and
cannot be complained or discussed as a simple right by the national constitutional court like
domestic laws.
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For this reason, the Swiss constitution is also constitutionally dependent on international law
as federal law before federal and state laws. The Swiss federal constitution demands and
presupposes that the mandatory provisions of international law must not be violated. If the
mandatory international law is disregarded, the public order (principle of subsidiarity) is
violated! Only with civil protection will the Swiss federal constitution and all other treaties of
the states be valid and only then actually put into effect for the future (currently a total
revision).

Legal regulation (mandatory):
Art. 193 (4) in conjunction with Art. 5, 188-190 Federal Constitution of Switzerland - SR

0.101

According to the Geneva Convention IV - SR 0.518.51, Switzerland is obliged to comply with
civil protection by constitutional rank and to enforce it. The key point of civil protection is
that mandatory international law must be applied to federal and state laws in public order in
all states. Education and training in international humanitarian law is necessary and necessary
to ensure compliance with its norms in times of peace and times of armed conflict. This
applies to the entire population, although special attention must be paid to relevant groups of
staff in the authorities.

As a result, there is a complete revision of the mandatory contracts and the Federal
Constitution, which trigger serious conflicts in mandatory international law as a "never-end",
because all serious worldwide crimes can be traced back to this source. The implementation
of the Geneva agreements within the scope of Art. 132-149 of the Geneva Agreement IV - SR
0.518.51 is mandatory in international law.

If the necessary and necessary education and training has not taken place in the states,
international law cannot be applied in public law before federal and state laws (total revision).

The mandatory rules of international law are an integral part of federal law, they take
precedence over the laws and generate rights and obligations directly for the residents of the
federal territory.

Without civil protection and education in mandatory international law

[ ]
Art. 47 Geneva Agreement | - SR 0.518.12
e Art. 48 Geneva Agreement Il - SR 0.518.23
e Art. 127 Geneva Convention 1l - SR 0.518.42
e Art. 144 Geneva Agreement IV - SR 0.518.51

neither can people in the federal territory protect fundamental rights and freedoms nor directly
or effectively take up the obligation to resist without fear of aggression.
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This explains the breach of contract against mandatory international law, because stupidity
cannot be organized effectively.

International law is systematically solution-oriented and must be applied ad-hoc to end the
problem in a state or country. Private contract laws (war is a private matter - Geneva
agreements I-111) are never-ending for the victims.

Quote: "... what is useful for the corporation is done
... ' am not responsible or
... what am | interested in my chatter from yesterday ... "

The European Court of Human Rights is a preliminary ruling and not a final court and does
not end the human rights violation immediately. The European Court of Human Rights is not
an international court because international law knows only the compulsory tribunal. In the
case of international law, the statement must not refer to the national jurisfiction for a
readmission, since according to Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83 the violation of human rights
and the consequences of the obligatory excuse under international law must be determined.
The human rights violation is an administrative nullity and void administrative acts mean that
the administrative act is void from the start. Resumption and restitution within the jurisfiction
is not permitted.

A resumption (Art. 149 Geneva Agreement IV - SR 0.518.51) or a restitution in the
jurisfiction (Art. 3, 32, 56 UN-RES) is inadmissible, immoral, void and contrary to law,
constitution and international law.

International law is a category of law, federal law and consequently an imperative acceptance.

ATTENTION:

While the Geneva Agreements I-111 in the state of war are privately accepted by the states and
countries through accession, the protective power in enforcement in Art. 132-149 of the
Geneva Agreement IV - SR 0.518.41 is an acceptance as a legal regulation.

Federal and state laws are laws that are bound by the right, human dignity, human right and,
as a result, to the fundamental rights and freedoms of man and must be accepted by every
person, even if the violation has been committed by persons in the official capacity of a state
or acted in the country (Art. 146 Geneva Agreement IV - SR 0.518.51, Art. 13 ECHR).
Tolerance or toleration of laws against fundamental rights and freedoms of humans is the
beginning and the end of the downfall of humans and mankind.

e Art. 142, 143 Geneva Convention 11l
in conjunction with Art. 132, 140, 149 Geneva Convention 1V

e Art. 1, 144 Geneva Convention IV - SR 0.518.51 (restitution to amnesty)
UN-RES 56/83 for internally displaced persons and system victims
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Many people accept and request Me as High Commissioner for Human Rights at the IZMR,
ZEB and GdM as well as a professor at the Human Rights Academy.

Akademie Menschenrecht - Academy of Human Right
nds. (Academy of Human right-Lower Saxony) Ministry of Science and Culture - 24-71109/ 2 -
4/15
ultra vires in ordre public des ius gentium - Art. 24 (3), 25 GG
according to Art. 19 (3) - fundamental right ""basic right', Art. 1-2 ULV, BVerfGE 1 BVR
1766/2015

Many people request Me as High Commissioner for Human Rights of the IZMR, ZEB and
GdM, as a human rights activist who creates rights

e Human Rights Commissioner
e Human rights defenders
e Human rights advocate

because of the acceptance and recognition for legal aid in civil protection, because only the
person who knows the law and civil protection can bring it to an end.

I am conscious of my responsibility to the Creator and Creation (ius gentium) in the
mandatory international law of Genesis (in the law of the Geneva Convention of the
Confessing People for Human Rights) in the obligation to contract (ius cogens)in

no kind of unjustified violence,
no sort of unlawful law

and only exclusively and imperatively in the category right for justice on earth in the world
with receipt by fax, mail or letter with immediate effect as protective power of the "high
hand" in the Geneva Agreement IV - SR 0.518.51 (Geneva Agreement I-1V as well Additional
protocols severability).

| am not politically, unionized or religiously organized. I only believe in the Creator and in
justice for creation.
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Notes to be used:

UN-RES A/RES /217, UN-DOC. 217 / A- (l1I)

UN-RES 56/83 State responsibility

Art.73 in connection with Art. 53, 107 UN Charter - administration and hostile state
UN-RES 43/225

UN-DOC A/C.5/43/18

UN-RES A/66/462/Add.2

UN-A/RES/53/144

UN-A/RES/53/625/Add. ,

UN-DOC A/C.5/43/18 und UN/RES 66/164 in conjunction with Art. 95 UN Charter,

Art. 1, 142, 144 Geneva Agreement IV - SR 0.518.51 - EU-RES 2009-C303-06
Geneva Convention IV - SR 0.518.51 - civil protection
in conjunction with Art. 146-149 Geneva Agreement IV - SR 0.518.51
under the jurisdiction of international criminal law

VStGB - International Criminal Law

UN-RES A-RES 66/164
Human rights commissioners, human rights defenders, human rights advocates

UN-DOC E / CN.4 / 2000/62 -
Right of victims of serious violations of human rights and fundamental freedoms to
restitution, compensation and rehabilitation

UN-RES A-RES 66/165 and E / CN.4/1998/53 / Add.2 — IDPs - Internally displaced people

My righteous will in the law is, in the simple implementation, a mandatory law.

Proof: ECHR 75529/01
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Lawful Mediator

Mustafa-Selim SURMELI - International law title holder
Prof. ultra vires in public order of the ius gentium
Academy Human Rights - nds. Ministry of Science and Culture - 24-71109/ 2 - 4/15

Legitimation and legalization of 47 member states of the Council of Europe
Title ECHR 75529/01 - public notice in Art. 53, 59 ECHR
Art. 19 (3), 24 (3), 25, 79 (3), 95, 137 GG with full preferential treatment

With regard to the international legal title ECHR 75529/01, this fact means for the Federal Republic of
Germany and within the scope of the 47 member states of the Council of Europe in the established
context of § 245 ZPO and § 15 GVG that in the transfer agreement to the regulation of war and
occupation arisen questions Mustafa Selim SURMELLI is therefore not obliged to use the legal remedy
of the jurisdiction of a state to enforce the law. According to Art. 19 (3) Basic Law, the mediator
Mustafa-Selim SURMELLI simply has direct legislative rights, because international law is subject to
federal and state law (Art. 24 (3), 25, 95, 137 GG)!

public notice:
https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische Menschenrechtskonvention
Extract from the text - ordre public ECHR 75529/01:

[...] the Court recalled that the constitutional complaint before the Federal Constitutional Court can not
be regarded as an effective complaint within the meaning of Article 13 of the Convention and a
complainant is accordingly not obliged to make use of this remedy, even if the case is still pending
(Surmeli v. Germany [GK], No. 75529/01, No. 103-108, CEDH 2006- ...) or has already been
completed (Herbst ./ Germany, No. 20027/02, 11 January 2007, paragraphs 65-66). "- ECtHR
Decision - 10/05/07: Skugor v. Germany (no. 76680/01)

Note: Art. 142, 149 Geneva Agreement IV - SR 0.518.51 and UN A/ RES / 66/164

Mustafa-Selim SURMELLI is High Commissioner for Human Rights of the IZMR and ZEB. Mustafa-
Selim SURMELI is diplomatically accredited under the terms of the Agreement, aposted in
accordance with the regulation of the Hague Convention and governed by Geneva Convention for
Civil Defense and the International Court of Justice within the scope of Geneva Convention IV-SR
0.518.51 in the Law of Treaties - SR 0.111 as Enforcement Officer of civil protection on behalf of the
Holy See pursuant to Article 73 of the UN Charter.

Mustafa-Selim SURMELI, as High Commissioner for Human Rights, is for internally displaced
persons, internally displaced people / IDP, human rights victims and civil protection refugees for
genocide, crimes against humanity, war crimes and crimes of aggression by armed conflict, official
disputes and hostilities against civil defense, government crime, violence against persons, human
rights violations and natural disasters caused by states or regimes.

Federal Republic - Basics StGBI. No. 139/1918 of 19.12.1918
Regulierungsakt HK vom 05.10.1961, WD vom 18 / 24.04.1961
diplomatic and international documents with absolute probative value:

National Notary Johst MATTHIES, Tostedt, Deed 113/2009 IZMR, District Court STADE, Apostille 9191 a 85 - 15/2014
National Notary Johst MATTHIES, Tostedt, Deed 114/2009 - ZEB, District Court STADE, Apostille 9191 a 85 - 16/2014
National Notary Ralf GROSSER, Tostedt, Deed 139/2013 - GdM, District Court STADE, Apostille 9191 a 84 - 9/2013


https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische_Menschenrechtskonvention
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Note - Availability:

IZMR - ICHR:
Bielfeldtweg 26 [DE-21682] STADE

Central Switzerland:

Court of the Human Beings (GdM), Balexert Tower, 18, Avenue Louis-Casai

[CH-1209] GENEVA

Headquarters USA:

Court of the Human Beings (CHB), Capitol Hill - 20 F Street, 7th Floor

Reachability:

[USA/WA- 20001] WASHINGTON D.C.

The mediator Mustafa-Selim SURMELI can be reached at the IZMR and ZEB in Stade.
Its extension is Office: Tel. 0049 4141-8609141 Fax. 0049-4141-8060351

Process Language:

Academy:

Immunity:

Director:

\Vocation:

Experience:

German (mother tongue Turkish)

Academy Human Rights - ultra vires in the ius gentium

privileged and independent Immunity

Court of the people in Geneva
Court of the Human Beings Washington D.C.

civil defense

Head of the High Commissioner for Human Rights of the IZMR
and ZEB

Art. 1, 142-149 Geneva Agreement IV - SR 0.518.51
Legislative - public notice ECHR 75529/0

Notary - ordre public- of the IZMR, ZEB and GdM / CHB

Natural, international and constitutional law

as well as special field of human and bond law

35 years of experience - Professor at the Academy of Human Rights
Compensation right in case of a positive breach of contract
International law title holder and comprehensive right to
fundamental rights

Professorship in public law - ordre public

Constitutional law

Civil protection in individual law, commercial and private contract
Civil, administrative and social law

International Criminal Law and Criminal Law

Organization: Company, association and corporate law
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e Source for many legislative changes in

O O OO O OO O0OO0OO0OO0OO0ODO0OO0ODODOO0ODOOOoOOoODOoOOoOOoo

Compensation Law (1993 OEG-Pet 3-12-15-834-42457 BDS 12/6948)
Judicature Act

Federal Constitutional Court Act
Federal notar order

Federal lawer order

Code of Civil Procedure

Labor Court Act

Social Courts Act

Administrative Court Trim
Financecourt order

Court Costs Act

Attorney Fees Act

EC Consumer Protection Enforcement Act
Patent law

Utility Model Law

Trademark Act

Patent lawer order

Semiconductor Protection Law

Design Act

Military Complaints Regulations
Military Disciplinary Code

Law against restrictions of competition
Energy Act

e Source for many legislative changes in

O
@)
O
@)

Exclusion of justice at Regrel}
Resumption of processes
Restitution and amnesty
judicial review

e Corporate law

o

o

Board of Trustees

Board of Trustees of the Network Human Rights

Supervisory Board of Trustees at the Network IZMR and ZEB
and derivatives organizations for Human Rights
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Commission:

Head of the ad-hoc commission on the effectiveness of the authorities
in the field of public law - ordre public -

Referendum, veto and constitutional consideration of laws

Voting examination and election control

State liability of political mistakes by politics (he)

Regression against politicians and parties in electoral fraud

Morality test of politicians and ministers

Dieting of parliamentarians

Judicial appointment, judicial and judicial control

Professional supervision of the administration of justice (lawyer and specialists of right)
Examination of service and disciplinary proceedings of officials
Examination of bias applications against judges

Examination of abuse of rights and right bending

Law enforcement in the office (88 92, 258a, 331-358 StGB)
Examining the prosecution of crimes in office as high treason
Prosecution of high treason

Introduction and maintenance of public databases of persons in office
Retrial and review of judgments

Granting of legal aid

compensation law

Central OEG office for crimes in office

Examination for defamation

Cease-and-lay proceedings in civil law

Examination of laws (human rights control on voter reservation AusIR)
Examination over long procedure duration

Examination in child care matters

Examination for child abduction

Examination in psychiatricization

Examination and implementation of EU directives

Approval and control of charitable status

Statistics on the work carried out by public authorities and offenses in office

The ad-hoc commission for the effectiveness of the authorities works dynamically in the
individual case in the sense of a commission of omission for human right (alternatively)
88 307, 179 BGB for the effective legal protection in the legal obligation and right
guarantee as uppermost federal court and is called directly by the citizen. Therefore, no
inbreeding depression of the system can occur, because the Commission is called by
Article 1, 24 (3), 25, 20 (1, 4), 79 (3), 95, 137 GG in Art. 1-2 OCT and primarily in civil
defense (Art. 1, 142-149 of the Geneva Convention IV - SR 0.518.51) is salvally
legitimized.

International law:

e Legislative Officer of Geneva Convention IV - SR 0.518-51
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Public law:

e Art. 39-40 universal human rights constitution (UMR-Verfassung) in the law of contracts — SR 0.111;

Federal Republic - Basics StGBI. No. 139/1918 of 19.12.1918
Regulierungsakt HK vom 05.10.1961, WuD vom 18 / 24.04.1961
diplomatic and international documents with absolute probative value:

National Notary Johst MATTHIES, Tostedt, Deed 113/2009 IZMR, District Court STADE, Apostille 9191 a 85 - 15/2014
National Notary Johst MATTHIES, Tostedt, Deed 114/2009 - ZEB, District Court STADE, Apostille 9191 a 85 - 16/2014
National Notary Ralf GROSSER, Tostedt, Deed 139/2013 - GdM, District Court STADE, Apostille 9191 a 84 - 9/2013

e Founding, registering and legalizing non-governmental organizations (NGOs),

e To conclude and proclaim agreements with states and subjects of international law, and to act
before state courts;

¢ Identify and sanction human rights violations and, as a Council, adopt and take decisions that

sanction human rights violators;

to speak as an arbitral tribunal and a politically independent judicial body,

To appoint officials

to act as a trustee,

to confer diplomatic status and immunity,

International and national contracts that have universal legal power to complete,

acquire and dispose of movable and immovable property, in particular the right to reallocate

land in occupied territories and to re-assign the people living in war zones; and

e at the call of a society or community, which recites the desire of its own state in the sense of
the universal human right to advise, to support and to legitimize under international law.

Universal Human Rights [UMR] enjoys the privileges and immunities necessary to achieve its goals in
the area of its members and / or members.

The delegates at the conference, the members of the board of directors, as well as the founding council
and the officials of the original and prerogative office also enjoy the privileges and immunities which
they require to be able to carry out their tasks related to the organization in full independence to be
able to meet the natural guarantee obligation.

The assets of the founding organizations, no matter where and in whose possession they are, enjoy
immunity from search, seizure, confiscation, expropriation, and any other form of interference or
confiscation, whether through government or legislative measures. The archives of the founding
organizations, no matter where they are, are inviolable, inalienable, non-negotiable and non-judicial.
This also applies to electronic archives, computer hard drives or other data generated or stored in the
context of electronic data processing.

e Buildings and parts of buildings and the surrounding grounds which, whoever their
owner, are used for the purposes of the UMR,
e and archives and more generally all documents and data media that belong to the UMR

are inviolable, inalienable, non-negotiable and not judicable.

The derivative organizations from the founding organizations, as well as appropriately appointed staff
members and their family members, are granted full diplomatic immunity in addition to immunity in
the service area and immunity in the private area for the duration of their office.
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RATIFIKATION - RATIFICATION

Art. 155 genfer Abkommen IV - Geneva Agreement IV - SR 0.518.51
zur Rechtdurchsetzung - for law enforcement

BEITRITTSCHUTZURKUNDE - ACCESSION PROTECTION CERTIFICATE
von - from
Prof. Mustafa-Selim SURMELI - EGMR / ECHR 75529/01
als - as
SCHUTZMACHT (Zivilschutz) - PROTECTIVE POWER (civil protection)

Eidesformel - Beitritt als Schutzmacht im Zivilschutz (genfer Abkommen)

Ich schwdre im Bewuf3tsein Meiner Verantwortung vor dem Schopfer und der Schépfung als Recht
schaffener Mensch, vom Willen beseelt, als gleichberechtigter Mensch des Heiligen Volkes im
Menschsein, dem Frieden der Welt auf Erden zu dienen, neben Meinem Recht die Pflichten eines
ehrenamtlichen Richters getreu dem Zivilschutz, -getreu dem zwingenden Volkerrecht-, zu erfullen,
nach bestem Wissen und Gewissen ohne Ansehen des Menschen oder der Person zu urteilen und nur
der Wahrheit und Gerechtigkeit zu dienen, dal3 Ich Meine Kraft dem Wohle der Menschheit widmen,
seinen Nutzen mehren, um Schaden von der Menschheit abzuwenden, den Zivilschutz wahren und
verteidigen, die Pflichten im zwingenden Voélkerrecht gewissenhaft erfiillen und Gerechtigkeit gegen
jedermann tben werde, so wahr mir der Schopfer im Schopferbund des Heiligen Volkes helfe.

Oath formula - Accession as a protective power in civil protection (Geneva Convention)

I swear in the awareness of My responsibility before the Creator and creation as a righteous man,
inspired by the will to serve as an equal man of the Holy People in humanity, to serve the peace of the
world on earth, besides My right the duties of an honorary judge faithful to civil protection, -to comply
with the mandatory international law, to carry out, to judge to the best of my knowledge and
conscience without regard to man or the person, and to serve only truth and justice, that | dedicate My
strength to the good of humanity, increase its benefits, to avert harm from humanity, maintain and
defend civil protection, conscientiously fulfill the duties of mandatory international law and exercise
justice against everyone, as the Creator will help me in the Creator League of the Holy People.

Unterschrift ohne Rechtverlust - Signature without loss of rights

ben, 02.07.2020, Mustafa-Selim SURMELI — Prof. ultra vires in ordre public des ius gentium
Rechttiteltrdger ECHR 75529/012, Art. 53, 59 EMRK, Madde 24 (3), 25 GG

Akademie Menschenrecht - nds. Ministerium fir Wissenschaft und Kultur - 24-71109/2 - 4/15
Leitung: Prof. Mustafa-Selim SURMELI, ECHR 75529/01

Art. 19 (3) Grundrecht, Art. 1-2 ULV - BVerfGE 1 BVR 1766/2015 Grundrechtberechtigung

ben, July 02, 2020, Mustafa-Selim SURMELI - Prof. ultra vires in ordre public des ius gentium
Legal title holder ECHR 75529/012, Art. 53, 59 ECHR, Madde 24 (3), 25 GG

Akademie Menschenrecht - nds. Ministry of Science and Culture - 24-71109/ 2 - 4/15

Head: Prof. Mustafa-Selim SURMELI, ECHR 75529/01

Art. 19 (3) fundamental right, Art. 1-2 ULV - BVerfGE 1 BVR 1766/2015 fundamental rights



RATIFIKATION - RATIFICATION

Art. 155 genfer Abkommen IV - Geneva Agreement TV - SR 0.518.5]
zur Rechtdurchsetzung - for law enforcement

39

FITRITTSCHUT ZURKUNDE - ACCESSION PROTECTION CERTIFICATE

von - from

Prof. Mustafa-Selim SURMELI - EGMR / ECHR 75529/01
als - as
SCHUTZMACHT {Zivilschuiz) - PROTECTIVE POWER {eivil protection)

Eidesformel - Beitritt als Schutzmacht im Zivilschutz (penfer Abkommen)

leh schwére im Bewubtsein Meiner Verantwortung vor dem Schéipfer und der Schiipfung als Rech
schaffener Mensch, vom Willen beseelt. als gleichherechtigter Mensch des Heiligen Volkes im
Menschsein, dem Frieden der Welt auf Erden zu dienen, neben Meinem Recht die Pllichten eines
ehrenamtlichen Richters getreu dem Zivilschutz, -getreu dem zwingenden Vélkerrecht-, zu erfiillen,
nach bestemn Wissen und Gewissen ohne Ansehen des Menschen oder der Person zu urteilen und nur
der Wahrheit und Gerechtigkeit zu dienen, dali Ich Meine Kraft dem Wohle der Menschheit widmen,
seinen Mulzen mehren, um Schaden von der Menschheit abzuwenden, den Zivilschutz wahren wnd
verteidigen, die Pflichten im zwingenden Vélkerrecht gewissenhaft erfiillen und Gerechligkeit gegen
jedermann iiben werde, so wahr mir der Schipfer im Schopferbund des Heiligen Volkes helfe.

Qath formula - Accession as a protective wer in civil protection (Geneva Convention

I swear in the awareness of My responsibility before the Creator and creation as a righteous man,
mspired by the will to serve as an equal man of the Holy People in humanity, to serve the peace of the
world on earth, besides My right the duties of an honorary judge faithful to civil protection, -to comply
with the mandatory intemnational law, 1o carry out, to judge to the best of my knowledge and
conseience without regard to 1man or the person, and to serve only truth and justice, that [ dedicate My
strength to the good of humanity, increase its benefits, to avert harm from hwmanity, maintain and
defend civil protection, conscientiously fulfill the duties of mandatory international law and exercise
justice against everyone, as the Creator will help me in the Creator League of the Holy People,

T

Ste de, az.g:ﬁ, 2020 ,mui,/ ,M; (/;\jn :

Unterschrift ohne Rechtverlust - Signature without loss of rights

ben, 02.07.2020, Mustafa-Selim SORMELI - Prof. ultra vires in ordre public des jus gentium
Rechuitelriger ECHR TE529/012, Art, 53, 59 EMRE, Madde 24 (3), 25 GG

Akademic Menschenrecht - nds. Ministerium fiir Wissenschaft und Kultur - 24-71109/2 - 4715
Leitung: Prof. Mustafa-Selim SORMELI, ECHR 75529/01

Art. 19 (3) Grundrecht, An. 1-2 ULV - BVerfGE 1 BvR 1766/2015 Grundrechiberechti Zung

ben, July 02, 2020, Mustafa-Selim SURMELI - Prof. ultra vires in ordre public des us gentium
Legal title holder ECHR 75520/012, Art. 53, 50 ECHR, Madde 24 {3}, 25 GG
Akademie Menschenrecht - nds. Ministry of Science and Culture - 24-71109 / 2 - 4713

Head; Prof. Mustafa-Selim STIRMELL, ECHR 75520/01
Art. 19 (3) fundamental right, Art, 1-2 ULV - BVerfGE | BvR 1766/2015 fundamental righs
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Urkundenrolle Nr. 247/2020

Vorstehende, eigenhandig vor mir vollzogene Unterschrift

des Herrn Mustafa Selim Strmeli, geb. am 20.10.1962 in Amasya/Tirkei,
wohnhaft Bielfeldtweg 26, 21682 Stade,
ausgewiesen durch Reisepass Nr. U 02845829,

beglaubige ich hiermit.
Der Reisepass des Beteiligten wurde mit seinem Einverstandnis kopiert.
Der Notar fragte nach einer Vorbefassung im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 7 BeurkG.

Sie wurde von dem Beteiligten verneint.

Stade, den 02. Juli 2020




Apostille %‘, s /
» )
(Convention de La Haye du 5 octobre 1961) Rlil/“/"

1. Land: Bundesrepublik Deutschiand
Diese offentliche Urkunde
ist unterschrieben von Egmont Bilzhause
in seiner Eigenschaft als Notar
sie ist versehen mit dem Siegel des
Notars Egmont Bilzhause in Stade

Bestatigt

in D-21656 Stade 6. am 09.07.2020
durch den Prasidenten des Landgerichts

unter Nr. 9101 a 119 - 133/2020

Siegel 5 10. Unterschrift
In Vertretung

© ® N O

e \zi, JV 110 Apostille (9.82)
A%
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ERKLARUNG:

Zwei beglaubigte und apostillierte Ratifikationsurkunden der

e Schutzmacht im Zivilschutz

Beweisurkunden mit absoluter Beweiskraft

wiener Abkommen - Diplomatie:
Landesnotar Egmont BILZHAUSE jun., STADE, Urkunde 247/2020 vom 07.07.2020

haager Abkommen - Apostille:
Landgericht STADE, Apostille 9191 a 119- 133 /2020

als Beitritt in die genfer Abkommen durch Ratifikation:
SR 0.518.12, SR -0.518.23, SR - 0.518.42, SR - 0.518.51

Beweis: Zustellungsurkunden - Art. 155-159 - SR - 0.518.51

e und dem Restitutionsgericht

Beweisurkunden mit absoluter Beweiskraft - Gerichtstand:

wiener Abkommen - Diplomatie:
Landesnotar Ralf Grosser, Tostedt, Urkunde 139/2013 — Gerichthof GdM / CHB

haager Abkommen - Apostille:
Landgericht STADE, Apostille 9191 a 84 — 9 /2013

sind in einer Sonderbandfassung an den schweizer Bundesrat mit den UPU-Nummern

BRD: RT963984265DE = RJ000105726DE und CH: 98.40.472361.14618493
ordnungsgemal gemaR Art. 155 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51

zugestellt worden. Es erfolgte kein Widerspruch durch die Schweiz.

Atey /7" ‘ éé.' AWL'

Prof. Mustafa Selim SURMELI ECHR 75529/01 SEO
Richter beim CHB-GdM ANKARA

- im Namen und im Rechtauftrag der Schutzmacht amtlich tatig

18.08.2024 — Ratifikation im genfer Abkommen - volkerrechtliche Zeichnung - Art. 9-12 UN-RES 56/83
Zivilschutz der SCHUTZ MACHT, Bielfeldtweg 26, [DE-21682] STADE
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e L] # B G0 e
I O ¢ oot ©
ZFugestellt
29, Juli 200 |l“r‘lp|:ll"t
Sandungnumimer AT3639842570E
Bestimmungslard
Schweiz
Mittoch, 25. AA 2610 Fustelidatum unbskannt
» @ Tugesislh dusch
AT Bem Groukusden Sarmtng, J5. Jub RS

L o Abgang Grmestille Aulgabeland

= o Herdognitt a0 der Abbl Dase ot e
3217 Bamn Gromkurden

Fredtag 34 Julbi W20

Wlontsg 2T, Juli 130 ' 1338 Zeitpunkt der Airgabe e
=
' 2iag Wi ol bigasiG e rung
810 Trich Eredramium
[
nie—— — Weniger angesgen

' F1EH W pod baigmaro 2ess
B210 Trich Bretrenium
i atanal

Loggen S sich ein, um Ihre

o EardoaniTt Bast v negsland

8510 Tdrich frietrenium Sendung zu stewern,
Inermatiaral Zustellpraterenzen festzulegen und
Priiting, 24, buli 2020 2y wensalten.

W 13 Zetipunii der urigabe Frer
Serdung

Registrieren

— Wiriger areeigen

hitps:/ fwww. deutschepost.de/sendung/simpleQuery. htm

Am 22.04.2020 wurde ein Packchen mit zwei Urkunden fiir die Schweiz (Bundeskanzlei — Bundesrat
BERN) bei der Post in Stade (Hahle) aufgegeben. Die Zweigstelle erkldrte nach Annahme, die Post sei
zu schiwer und wurde dann in 2 einzelne Teile verpackt und abgesandt.

« RT963984265DE
« RT9A3984257DE

Die eine Post ist RT963%842650E in BERM angekommen, die andere RT36392842570E noch nicht.

o1



52



53



54



import

Zustelldatum unbekonnt

SAmStag 23 Ak 2000
¥ 0801 Abgang Gremsstatie Aufgabelang

Frestag 24 At 2020
LT SApLET Set Aurigate Miwr Sendeng

= WPy anzegen

Einlieferungsbelege:

O # deutschepostde/sende  (3)

E Q

LSEHDUNGSVERFOLGUNG

Elnzelabfrage Geschiftskunden  Nachfors

Ergebnis:

Sendungsnummer  Status der Sendung Weit

RT9639842650E Die Sendung wurde > Sta
am 27.07.2020 Im e
Zielland Schwelz demn .
Zoll Ubergeben >2Zur

» Hilfe zum Sendungsstatus

Zurick Neue Abfrage

Wir sind fiir Sie erreichbar:

Kundenservice BRIEF Einschreiben und Nachnahme,

WERT NATIONAL
0228 4333112
Mo - Fr: 8:00 - 1800 Unr *
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